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gesetzes wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 
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wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 
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nahme des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung vom 
13. September 1961 (GewStG 1961) (Bundcsgesetzbl. 
I S. 1730) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Ziffer 3 erhält die folgende Fassung: 

„3. die Gewinnanteile des stillen Gesell- 
schafters, wenn sie beim Empfänger nicht 
zur Steuer nach dem Gewerbeertrag 
heranzuziehen sind;"' 

b) In Ziffer 4 werden die Worte .sowie Gehäl- 
ter und sonstige Vergütungen jeder Art, die 
für eine Beschäftigung der Ehegalten dieser 
Gesellschafter im Betrieb gewährt worden 
sind" gestrichen. 

c) Ziffern 5 und 6 werden gestrichen. 

2. § 9 Ziff. 1 Satz 3 erhält die folgende Fassung: 

„Satz 2 gilt nicht, wenn der Grundbesitz ganz 
oder zum Teil dem Gewerbebetrieb eines Ge- 
sellschafters oder Genossen dient;" 

3. In § 1 1 Abs. 2 Ziff. 1 werden die Worte „und 
bei Kapitalgesellschaften im Sinn des § 19 Abs. 1 
Ziff. 2 des Körperschaftsteuergesetzes" ge- 
strichen. 

4. In § 24 Abs. 3 Ziff. 2 werden die Worte „Ziff. 3 
bis 6" durch die Worte „Ziff. 4" ersetzt. 

5. § 27 Abs. 3 wird gestrichen. 

6. In § 31 wird Ziffer 3 gestrichen. 

7. § 36 erhält die folgende Fassung: 

»§ 36 

Zeitlicher Geltungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist erstmals anzuwenden 

1. bei der Gewerbesteuer nach dem Ge- 
werbeertrag und dem Gewerbekapi- 
tal für den Erhebungszeitraum 1962, 


2. bei der Lohnsummensteuer auf Lohn- 
summen, die nach dem 31. Dezember 
1961 gezahlt werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 sind § 8 Ziff. 3 

und 4 sowie Artikel 1 Ziff. 1 Buchstabe c und 
Ziff. 6 des Gesetzes zur Änderung des Gewer- 
besteuergesetzes vom (Bundesgesetzbl. 

) von dem Erhebungszeitraum 

1949 an, § 9 Ziff. 1 Satz 3 von dem Erhebungs- 
zeitraum 1957 an anzuwenden. 

(3) Bei der Änderung von Gewerbesteuer- 
meßbescheiden ist Absatz 2 anzuwenden, soweit 
sich aus § 234 der Reichsabgabenordnung nichts 
anderes ergibt." 

8. Hinter § 36 werden die folgenden §§ 36 a, 36 b 
und 36 c eingefügt: 

»§ 36 a 

Berichtigung von Gewerbesteuermeßbescheiden 
und Gewerbesteuerbesdieiden 

(1) Vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Änderung des Gewerbesteuergesetzes vom . . . 

(Bundesgesetzbl ) erlassene, 

nach dem 24. Januar 1962 rechtskräftig gewor- 
dene Gewerbesteuermeßbescheide für die Erhe- 
bungszeiträume 1949 bis 1961, die auf den Vor- 
schriften des § 8 Ziff. 5 und 6 des Gewerbesteu- 
ergesetzes in den vor dem Inkrafttreten des 
Änderungsgesetzes angewendeten Fassungen 
beruhen, sind auf Antrag des Steuerpflichtigen 
zu berichtigen. Sonstige den zu berichtigenden 
Bescheiden zugrunde liegende rechtliche Beur- 
teilungen und tatsächliche Feststellungen blei- 
ben maßgebend. Ist durch den Gewerbesteuer- 
meßbescheid ein früherer Gewerbesteuermeß- 
bescheid zuungunsten des Steuerpflichtigen ge- 
ändert worden, so darf bei der Berichtigung nach 
Satz 1 der in dem früheren Gewerbesteuermeß- 
bescheid festgesetzte Steuermeßbetrag nicht 
unterschritten werden. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Gewerbesteuermeß- 
bescheide, die vor dem 25. Januar 1962 für die 
Erhebungszeiträume 1949 bis 1961 erlassen wur- 
den und gegen die wegen der Anwendung der 
in Absatz 1 bezeichneten Vorschriften form- und 
fristgerecht Verfassungsbeschwerde eingelegt 
worden ist. 

(3) Vor dem Inkrafttreten des in Absatz 1 
bezeichneten Änderungsgesetzes erlassene Ge- 
werbesteuermeßbescheide für die Erhebungs- 
zeiträume 1949 bis 1961, die auf den Vorschrif- 
ten des § 8 Ziff. 5 und 6 des Gewerbesteuerge- 
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setzes in den vor dem Inkrafttreten des Ände- 
rungsgesetzes angewendeten Fassungen beru- 
hen, sind auf Antrag der hebeberechtigten Ge- 
meinde (n) zu berichtigen, wenn die auf den 
Gewerbesteuermeßbescheiden beruhenden Ge- 
w'erbesteucrbescheide auf Grund des § 79 Abs. 2 
des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 8. Sep- 
tember 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1665), nicht 
mehr vollstreckbar sind. Absatz 1 Satz 2 gilt 
entsprechend. In den Fällen des § 28 ist § 387 
Abs. 2 der Reichsabgabenordnung mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß nur der Zerlegungsantcil 
der Gemeinde, die den Antrag nach Satz 1 ge- 
stellt hat, zu ändern ist. Der neue Zerlegungs- 
anteil darf den nach der bisherigen Zerlegung 
auf die Gemeinde entfallenden Anteil nicht 
übersteigen. Im übrigen bleibt die bisherige 
Zerlegung unberührt. Ist nach § 5 Abs. 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Gewerbesteuer- 
rechts vom 27. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. 
I S. 996) die Festsetzung und Erhebung der Ge- 
werbesteuer dem Finanzamt belassen oder über- 
tragen worden, so kann das Finanzamt die Be- 
richtigung des Gewerbesteuermeßbescheids nach 
Satz 1 und die Änderung der Zerlegung nach 
den Sätzen 3 bis 5 bis zum Ablauf des 31. De- 
zember 1962 von Amts wegen vornehmen. 

(4) Die Berichtigung vor dem 25. Januar 1962 
rechtskräftig gewordener Gewerbesteuermeß- 
bescheide und Gewerbesteuerbescheide kann 
nicht mit der Begründung verlangt werden, daß 
§ 8 Ziff. 5 und 6 des Gewerbesteuergesetzes in 
den vor dem 25. Januar 1962 angewendeten 
Fassungen nichtig sei. 

(5) Die Anträge nach den Absätzen 1 bis 3 
sind bis zum Ablauf des 31. Dezember 1962 
schriftlich zu stellen oder zur Niederschrift zu 
erklären. 


§ 36 b 

Erstattung von Gewerbesteuer 

Nach dem 24. Januar 1962 gezahlte oder bei- 
getriebene Beträge für Gewerbesteuer, die in 
einem vor dem 25. Januar 1962 rechtskräftig 
gewordenen Gewerbesteuerbescheid festgesetzt 
worden sind, sind auf Antrag des Steuerpflich- 
tigen insoweit zu erstatten, als die Steuerbeträ- 
ge ohne Anwendung der Vorschriften des § 8 
Ziff. 5 und 6 des Gewerbesteuergesetzes in den 
vor dem 25. Januar 1962 angewendeten Fas- 
sungen nicht zu entrichten gewesen wären. Der 
Antrag ist bis zum Ablauf des 31. Dezember 
1962 schriftlich zu stellen oder zur Niederschrift 
zu erklären. 

§ 36 c 

Zeitlicher Geltungsbereich für das Saarland 

Befand sich bei Ablauf des 5. Juli 1959 die 
Geschäftsleitung eines Unternehmens oder bei 
einem Reisegewerbebetrieb der Mittelpunkt der 
gewerblichen Tätigkeit im Saarland, so tritt bei 
Anwendung des § 36 Abs. 2 und 3 und des 
§ 36 a Abs. 1 bis 3 an die Stelle der Erhebungs- 
zeiträume 1949 und 1957 jeweils der Erhebungs- 
zeitraum 1959/60." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Das Bundesverfassungsgericht hat durch Urteil 
1 BvL 32/57 vom 24. Januar 1962 (BStBl. I S. 
492) die Vorschrift des § 8 Ziff. 5 GewStG we- 
gen Verstoßes gegen Artikel 3 Abs. 1 in Ver- 
bindung mit Artikel 6 Abs. 1 GG für nichtig er- 
klärt. Es hat seine Entscheidung damit begrün- 
det, daß die in § 8 Ziff. 5 GewStG für die Er- 
mittlung des Gewerbeertrags vorgesehene Hin- 
zurechnung von Gehältern und sonstigen Ver- 
gütungen, die für eine Beschäftigung des Ehe- 
gatten des Unternehmers oder Mitunternehmers 
im Betrieb gewinnmindernd gezahlt worden sind, 
weder aus dem Objektsteuercharakter der Ge- 
werbesteuer noch mit der besonderen Gefahr von 
Steuerumgehungen noch vor allem damit begrün- 
det werden könne, daß Arbeitsverträge zwischen 
Ehegatten gegenüber Arbeitsverträgen zwischen 
einem Ehegatten und ihm fremden Arbeitneh- 
mern einen besonderen Charakter hätten, der es 
rechtfertigen würde, diese Verträge im Steuer- 
recht nicht anzuerkennen. 

Die Regierungsvorlage zieht aus dieser Stellung- 
nahme des Bundesverfassungsgerichts die Fol- 
gerung, nicht nur dadurch, daß vorgesehen ist, 
die für nichtig erklärte Vorschrift des § 8 Ziff. 5 
GewStG zu streichen (Artikel 1 Ziff. 1 Buchsta- 
be c des Entwurfs), sondern darüber hinaus da- 
durch, daß die Vorschriften des § 8 Ziff. 3 und 
Ziff. 4 GewStG insoweit aufgehoben werden 
sollen, als sie den gleichen Tatbestand der Hin- 
zurechnung von Gehältern und sonstigen Ver- 
gütungen an einen Ehegatten für eine Beschäf- 
tigung im Betrieb betreffen (Artikel 1 Ziff. 1 
Buchstaben a und b des Entwurfs). 

2. Das Bundesverfassungsgericht hat durch Urteil 
1 BvR 845/58 vom 24. Januar 1962 (BStBl. I S. 
500) die Vorschrift des § 8 Ziff. 6 GewStG inso- 
weit für nichtig erklärt, als sie sich auf juristi- 
sche Personen bezieht. Das Bundesverfassungs- 
gericht sieht in § 8 Ziff. 6 GewStG einen Ver- 
stoß gegen Artikel 3 Abs. 1 GG, da er mit dem 
Verbot des Abzugs der an den wesentlich 
beteiligten Gesellschafter für eine Beschäftigung 
im Betrieb gezahlten Gehälter und sonstigen 
Vergütungen eine ungleiche Behandlung einer 
bestimmten Gruppe von Kapitalgesellschaften, 
den sogenannten personenbezogenen Kapital- 
gesellschaften, gegenüber den anderen Kapital- 
gesellschaften, den sogenannten anonymen Ka- 
pitalgesellschaften, enthält, denen das Gewerbe- 
steuergesetz nicht verbietet, die von ihnen für 
eine Beschäftigung im Betrieb gezahlten Gehäl- 
ter und sonstigen Vergütungen bei der Ermitt- 
lung des Gewerbeertrags abzuziehen. Die Be- 
gründung des Bundesverfassungsgerichts beruht 
auf der grundlegenden Feststellung, daß für die 


Besteuerung gewerblicher Einkünfte die Kapital- 
gesellschaften, ohne Rücksicht auf ihre innere 
Struktur, gleich sind und daß deshalb die soge- 
nannten personenbezogenen Kapitalgesellschaf- 
ten nicht den Personengesellschaften und den 
Einzelunternehmen gleichgestellt werden kön- 
nen. 

Die Regierungsvorlage sieht die Streichung des 
§ 8 Ziff. 6 GewStG vor, und zwar in vollem Um- 
fang (Artikel 1 Ziff. 1 Buchstabe c des Entwurfs). 
§ 8 Ziff. 6 GewStG betrifft auch nicht rechts- 
fähige Vereine, bei denen wesentlich beteiligte 
Mitglieder als Geschäftsführer tätig sind. Diese 
Fälle sind aber sowohl nach der Zahl als auch 
nach ihrem Schwergewicht so geringfügig, daß 
aus Vereinfachungsgründen auf die Beibehal- 
tung der Hinzurechnungsvorschrift verzichtet 
werden kann. 

über die Streichung des § 8 Ziff. 6 GewStG 
hinaus sieht die Regierungsvorlage die Heraus- 
nahme der personenbezogenen Kapitalgesell- 
schaften im Sinn des § 19 Abs. 1 Ziff. 2 KStG 
aus der Staffelung der Steuermeßzahlen in § 11 
Abs. 2 Ziff. 1 GewStG vor. Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß die Gleichstellung die- 
ser Kapitalgesellschaften mit den Personenge- 
sellschaften und den Einzelunternehmen mit 
Rücksicht auf die oben dargestellte grundle- 
gende Stellungnahme des Bundesverfassungsge- 
richts nicht mehr aufrecht erhalten werden kann. 

Durch Streichung der vom Bundesverfassungs- 
gericht für nichtig erklärten Vorschriften des 
§ 8 Ziff. 5 und 6 GewStG wird, gemessen am bis- 
herigen Anwendungsbereich dieser Vorschriften, 
ein Ausfall an Gewerbeertragsteuer von etwa 
120 Mio DM eintreten. Eine weitere Auswirkung 
des Wegfalls dieser Vorschriften ergibt sich in- 
folge des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
zur steuerrechtlichen Anerkennung von Ehegat- 
ten-Arbeitsverträgen. Danach stellt die an den 
Ehegatten gezahlte Arbeitsvergütung eine Be- 
triebsausgabe dar und vermindert infolgedes- 
sen auch den Gewerbeertrag. Der dadurch ein- 
tretende Ausfall an Gewerbeertragsteuer kann 
nicht veranschlagt werden, weil er davon ab- 
hängt, in welchem Umfang die Unternehmer 
künftig Ehegatten-Arbeitsverträge abschließen 
werden. 

Der Steuerausfall, der nicht unmittelbar durch 
die Urteile des Bundesverfassungsgerichts, son- 
dern durch den Entwurf selbst eintritt (Artikel 
1 Ziff. 1 Buchstaben a und b sowie Ziff. 2), fällt 
nicht ins Gewicht. Artikel 1 Ziff. 3 des Entwurfs 
(Steuermeßzahl für den Gewerbeertrag der per- 
sonenbezogenen Kapitalgesellschaften) wird zu 
einem Mehraufkommen von 35 Mio DM führen. 
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IL Im einzelnen 

Zu Artikel 1 Ziff. 1 des Entwurfs (§ 8) 

Zu a) 

Nach § 8 Ziff. 3 GewStG sind bei der Ermittlung 
des Gewerbeertrags dem Gewinn aus Gewerbebe- 
trieb die Gewinnanteile des stillen Gesellschafters 
sowie Gehälter und sonstige Vergütungen jeder 
Art, die für eine Beschäftigung des stillen Gesell- 
schafters oder seines Ehegatten im Betrieb gewährt 
worden sind, hinzuzurechnen. Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß diese Vorschrift insoweit 
aufgehoben werden muß, als sie die Hinzurechnung 
von Gehältern und sonstigen Vergütungen für die 
Beschäftigung des Ehegatten im Betrieb vorschreibt. 
Darüber hinaus soll auch die Zurechnung der Ge- 
hälter und der sonstigen Vergütungen für eine Be- 
schäftigung des stillen GeseBschafters aufgehoben 
werden. Hierbei geht die Bundesregierung davon 
aus, daß, nachdem die Hinzurechnung der Gehälter 
und sonstigen Vergütungen der wesentlich beteilig- 
ten Gesellschafter bei Kapitalgesellschaften (§ 8 
Ziff. 6 GewStG) für verfassungswidrig erklärt wor- 
den ist, auch eine Hinzurechnung der Gehälter und 
sonstigen Vergütungen für die Beschäftigung eines 
stillen Gesellschafters nicht mehr aufrechterhalten 
werden kann. Nach der Regierungsvorlage sollen 
deshalb nur noch die Gewinnanteile des stillen Ge- 
sellschafters dem Gewinn hinzugerechnet werden, 
wenn die Gewinnanteile beim Empfänger nicht zur 
Steuer nach dem Geworbeertrag heranzuziehen 
sind. 

Zu b) 

Nach § 8 Ziff. 4 GewStG sind bei Ermiltlung des 
Gewerbeertrags dem Gewinn aus Gewerbebetrieb 
die Gewinnanteile, die an persönlich haftende Ge- 
sellschafter einer Kommanditgesellschaft auf Ak- 
tion auf ihre nicht auf das Grundkapital gemachten 
Einlagen oder als Vergütung (Tantiemen) für die 
Geschäftsführung verteilt worden sind, hinzuzu- 
rechnen. Das gleiche gilt auch für Gehälter und 
sonstige Vergütungen jeder Art, die für eine Be- 
schäftigung der Ehegatten dieser Gesellschafter im 
Betrieb gewährt worden sind. Nach der Regierungs- 
vorlage soll diese Hinzurechnungsvorschrift wegen 
der in a) bezeichneten Gründe insoweit aufgehoben 
werden, als sie die Hinzurechnung von Gehältern 
und sonstigen Vergütungen betrifft, die für eine Be- 
schäftigung des Ehegatten des persönlich haftenden 
Gesellschafters einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien im Betrieb gewährt werden. 

Zu c) 

Die Vorschrift des § 8 Ziff. 5 GewStG ist vom 
Bundesverfassungsgericht für nichtig erklärt wor- 
den. Der Gesetzentwurf sieht deshalb vor, daß die 
Vorschrift gestrichen wird. Gleiches gilt für die 
Vorschrift des § 8 Ziff. 6 GewStG. Vergleiche hierzu 
die allgemeine Begründung. 

Zu Artikel 1 Ziff. 2 des Entwurfs (§ 9) 

Nach § 9 Ziff. 1 Satz 2 GewStG können Wohnungs- 
unternehmen unter den dort bezeichneten Voraus- 
setzungen die Summe des Gewinns und der Hinzu- 


rechnungen statt um 3 v. H. des Einheitswerts des 
zum Betriebsvermögen gehörenden Grundbesitzes 
um den Teil des Gewerbeertrags kürzen, der auf 
die Verwaltung und Nutzung des eigenen Grund- 
besitzes, auf die Betreuung von Wohnungsbauten 
und die Veräußerung von Eigenheimen, Kleinsied- 
lungen und Eigentumswohnungen entfällt. Diese 
Vergünstigung wird nach § 9 Ziff. 1 Satz 3 GewStG 
nicht gewährt, wenn der Grundbesitz ganz oder 
zum Teil dem Gewerbebetrieb eines Gesellschafters 
oder Genossen oder einem Unternehmen dient, an 
dem ein Gesellschafter oder Genosse wesentlich be- 
teiligt ist. Soweit die Vergünstigung ausgeschlos- 
sen wird, als der Grundbesitz einem Unternehmen 
dient, an dem ein Gesellschafter oder Genosse we- 
sentlich beteiligt ist, beruht dies darauf, daß dem 
wesentlich beteiligten Gesellschafter eine dem Mit- 
unternehmer ähnliche Stellung beigemessen wurde. 
Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 1 
BvR 845/58 vom 24. Januar 1962 erscheint dies nicht 
mehr möglich. Der Entwurf sieht deshalb vor, daß 
die in § 9 Ziff. 1 Satz 3 GewStG enthaltene Ein- 
schränkung insoweit gestrichen wird. 

Zu Artikel 1 Ziff. 3 des Entwurfs (§ 11) 

Durch das Steueränderungsgesetz 1961 vom 13. Juli 
1961 sind die personenbezogenen Kapitalgesell- 
schaften im Sinn des § 19 Abs. 1 Ziff. 2 KStG in die 
Regelung des § 11 Abs. 2 Ziff. 1 GewStG einbezo- 
gen worden. Dieser Regelung lag die Auffassung 
zugrunde, daß die personenbezogenen Kapital- 
gesellschaften ihrer inneren Struktur nach mehr 
den Personenunternehmen als den Pubiikumskapi- 
talgesellschaften gleichzusetzen seien. Aus den in 
Nummer 2 der allgemeinen Begründung dargelegten 
Gründen aus dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts 1 BvR 845/58 vom 24. Januar 1962 sind die 
Voraussetzungen für die durch das Steuerände- 
rungsgesetz 1961 erfolgte Gleichstellung der perso- 
nenbezogenen Kapitalgesellschaften mit den Perso- 
nenunternehmen nicht gegeben. Der Entwurf sieht 
deshalb vor, daß die personenbezogenen Kapital- 
gesellschaften aus der Regelung des § 11 Abs. 2 
Ziff. 1 GewStG herausgenommen werden. 

Zu Artikel 1 Ziff. 4 des Entwurfs (§ 24) 

Die vorgesehene Änderung soll die Vorschrift an 
die geänderten Hinzurechnungsvorschriften anpas- 
sen. 


Zu Artikel 1 Ziff. 5 des Entwurfs (§ 27) 

§ 27 Abs. 3 GewStG schreibt vor, daß dann, wenn 
das Finanzamt erst nach Ablauf des Rechnungsjahrs 
Beträge im Sinn des § 24 Abs. 3 Ziff. 2 GewStG für 
die Ermittlung des Gewerbeertrags dem Gewinn 
hinzugerechnet hat, der Antrag auf Festsetzung des 
Steuermeßbetrags innerhalb der Rechtsmittelfrist 
für den Gewerbesteuermeßbescheid gestellt wer- 
den kann, der die Hinzurechnungen erstmals ent- 
hält. Die Vorschrift verliert durch die vorgesehene 
Änderung der Hinzurechnungsvorschriften ihre Be- 
deutung. Sie soll deshalb gestrichen werden. 
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Zu Artikel 1 Ziff. 6 des Entwurfs (§ 31) 

Nach § 31 Ziff. 3 GewStG sind für Zwecke der Zer- 
legung bei Unternehmen der in § 2 Abs. 2 Ziff. 2 
und Abs. 3 GewStG bezeichneten Art für die im Be- 
trieb tätigen, am Unternehmen wesentlich Beteilig- 
ten und ihre im Betrieb tätigen Ehegatten insge- 
samt 10 000 DM als Arbeitslohn anzusetzen. Durch 
diese Vorschrift sollte bei der Zerlegung der Tat- 
sache Rechnung getragen werden, daß wesentlich 
Beteiligte und ihre Ehegatten im Betrieb tätig sind, 
die tatsächlich gezahlten Vergütungen aber nach 
§ 8 Ziff. 6 in Verbindung mit § 24 Abs. 3 Ziff. 2 
GewStG nicht als Arbeitslohn angesehen wurden. 
Nach Streichung der Vorschrift des § 8 Ziff. 6 
GewStG ist die Vorschrift des § 31 Ziff. 3 GewStG 
gegenstandslos geworden. Sie kann deshalb gestri- 
chen werden. 


Zu Artikel 1 Ziff. 7 des Entwurfs (§ 36) 

Der vorgesehene § 36 GewStG enthält die Vor- 
schriften über den zeitlichen Geltungsbereich. Da- 
nach sind die Vorschriften des Anderungsgesetzes 
erstmals für den Erhebungszeitraum 1962 und, so- 
weit sie die Lohnsummensteuer betreffen, erstmals 
ab 1. Januar 1962 anzuwenden (§ 36 Abs. 1). Ab- 
weichend hiervon ist vorgesehen, daß die Vor- 
schriften des § 8 Ziff. 3 und 4 GewStG in der Fas- 
sung des Entwurfs und die Streichung des § 8 Ziff. 
5 und 6 GewStG bereits vom Erhebungszeitraum 
1949 an zu beachten sind. § 9 Ziff. 1 Satz 3 GewStG 
in der neuen Fassung soll erstmals vom Erhebungs- 
zeitraum 1957 an angewendet werden (§ 36 Abs. 2). 
Damit soll dem in § 79 Abs. 2 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht zum Ausdruck kom- 
menden Grundgedanken Rechnung getragen wer- 
den. Die Bundesregierung hält es für gerechtfertigt, 
daß in diese Regelung auch die vorgesehenen 
neuen Vorschriften des § 8 Ziff. 3 und 4 GewStG 
sowie des § 9 Ziff. 1 Satz 3 GewStG einbezogen 
werden, weil diese neuen Vorschriften als zwin- 
gende Folge der Nichtigkeit der Vorschriften des 
§ 8 Ziff. 5 und 6 GewStG anzusehen sind. Die Nich- 
tigkeit der Vorschriften des § 8 Ziff. 5 und 6 
GewStG sowie die neuen Vorschriften des § 8 Ziff. 
3 und 4 und des § 9 Ziff. 1 Satz 3 GewStG sollen 
in allen noch nicht rechtskräftigen Fällen beachtet 
werden. In Absatz 3 wird klargestellt, daß hierbei 
die Grenzen des § 234 der Reichsabgabenordnung 
zu beachten sind. 

Zu Artikel 1 Ziff. 8 des Entwurfs (§ 36 a) 

Die vorgesehenen Vorschriften des § 36 a Abs. 1 
und 2 GewStG sollen die Möglichkeit schaffen, Ge- 
werbesteuermeßbescheide für die Erhebungszeit- 
räume 1949 bis 1961, die auf den Vorschriften des 
bisherigen § 8 Ziff. 5 und 6 GewStG beruhen, unter 
bestimmten Voraussetzungen auch dann zu berich- 
tigen, wenn die sonst für eine Berichtigung erforder- 
lichen Voraussetzungen nicht gegeben sind. Diese 
zusätzliche Berichtigungsmögiichkeit soll jedoch auf 
Gewerbesteuermeßbescheide beschränkt sein, die 
vor dem Inkrafttreten des Änderungsgesetzes er- 
lassen und nach dem 24. Januar 1962 rechtskräftig 


geworden sind. Die Tatsache, daß ein Gewerbe- 
steuermeßbescheid, der auf den Vorschriften des 
§ 8 Ziff. 5 und 6 GewStG beruht, noch nach dem 

24. Januar 1962 rechtskräftig geworden ist, wird in 
der Regel darauf zurückzuführen sein, daß der 
Steuerpflichtige diese Vorschriften irrtümlicher- 
weise für verfassungsmäßig gehalten hat. Die Vor- 
schriften des § 36 a Abs. 1 und 2 GewStG sollen 
dem Steuerpflichtigen die Möglichkeit geben, die 
ihm aus der Unkenntnis • der Nichtigkeit der Vor- 
schriften des § 8 Ziff. 5 und 6 GewStG entstan- 
denen Nachteile zu beseitigen. Die Berichtigung 
setzt einen Antrag des Steuerpflichtigen voraus. Um 
eine möglichst schnelle Abwicklung dieser Fälle 
sicherzustellen, ist vorgesehen, daß dieser Antrag 
bis zum 31. Dezember 1962 gestellt sein muß. 

Nach § 79 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht ist die Vollstreckung aus 
einer Entscheidung, die auf einer für nichtig er- 
klärten Norm beruht, unzulässig. Durch den vor- 
gesehenen § 36 a Abs. 3 soll der hebeberechtigten 
Gemeinde in den Fällen, in denen der Steuerpflich- 
tige die Gewerbesteuer noch nicht entrichtet hat, die 
Möglichkeit gegeben werden, einen neuen Gewer- 
besteuermeßbescheid zu erwirken und damit einen 
neuen vollstreckbaren Gewerbesteuerbescheid zu 
erlassen. Wird die Gewerbesteuer vom Finanzamt 
festgesetzt und erhoben, kann das Finanzamt die 
Berichtigung von Amts wegen vornehmen. Die Be- 
richtigung muß auch hier bis zum Ablauf des 31. De- 
zember 1962 vorgenommen bzw. von der hebebe- 
rechtigten Gemeinde beantragt werden. Vergleiche 
hierzu die Begründung zu Artikel 1 (§ 36 a Abs. 1 
und 2). Sind an einem einheitlichen Steuermeßbe- 
trag mehrere Gemeinden beteiligt, so soll sich die 
Berichtigung nur auf den Zerlegungsanteil der Ge- 
meinde auswirken, die den Antrag gestellt hat. Der 
bisherige Zerlegungsanteil darf nicht überschritten 
werden. 

Absatz 4 stellt im Hinblick auf § 79 Abs. 2 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht klar, daß 
eine Berichtigung eines Gewerbesteucrmeßbeschei- 
des oder Gewerbesteuerbescheides, der vor dem 

25. Januar 1962 rechtskräftig geworden ist, nicht 
mit der Begründung verlangt werden kann, daß 
§ 8 Ziff. 5 und Ziff. 6 GewStG nichtig seien. 


Zu Artikel 1 Ziff. 8 des Entwurfs (§ 36 b) 

Hat ein Steuerpflichtiger nach dem 24. Januar 1962 
Gewerbesteuerbeträge gezahlt, die in einem vor dem 
25. Januar 1962 rechtskräftig gewordenen Gewer- 
besteuerbescheid festgesetzt worden sind, so sollen 
diese Steuerbeträge auf Antrag des Steuerpflich- 
tigen insoweit erstattet werden, als sie bei Beach- 
tung der Nichtigkeit der Vorschriften des § 8 Ziff. 5 
und 6 GewStG nicht zu entrichten gewesen wären. 
Dasselbe soll auch dann gelten, wenn die Steuer- 
beträge beigetrieben worden sind. Die Vorschrift 
beruht auf den gleichen Überlegungen wie die Vor- 
schriften des vorgesehenen § 36 a Abs. 1 und 2 
GewStG. Wegen der Einzelheiten wird deshalb auf 
die Begründung zu § 36 a Abs. 1 und 2 GewStG 
verwiesen. 
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Zu Artikel 1 Ziff. 8 des Entwurfs (§ 36 c) 

Der vorgesehene § 36 c GewStG enthält eine Son- 
dervorschrift hinsichtlich des zeitlichen Geltungsbe- 
reichs für das Saarland. Diese Sondervorschrift ist 
erforderlich, weil die durch das Bundesverfassungs- 
gericht für nichtig erklärten Vorschriften des § 8 
Ziff. 5 und 6 im Saarland erst mit dem Ablauf der 
Übergangszeit (5. Juli 1959) angewendet worden 
sind. 


Zu Artikel 2 des Entwurfs 

Artikel 2 enthält die Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 des Entwurfs 

Artikel 3 enthält den Tag des Inkrafttretens. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


In Artikel 1 Ziff, 7 ist § 36 Abs. 2 folgende Fas- 
sung zu geben: 

„(2) Abweichend von Absatz 1 sind § 8 Ziff. 3 
und 4 und § 24 Abs. 3 Ziff. 2 vom Erhebungszeit- 
raum 1949 an, § 9 Ziff. 1 Satz 3 vom Erhebungszeit- 
raum 1957 an anzuwenden. § 8 Ziff. 5 und 6 sowie 
§ 31 Ziff. 3 des Gewerbesteuergesetzes in der Fas- 
sung vom 13. September 1961 des Gewerbesteuer- 
gesetzes 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1730) sind vom 
Erhebungszeitraum 1949 an nicht mehr anzuwen- 
den.'' 


Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- ; 
schlagen, die der Bundesrat in seiner 249. Sitzung 
am 26. Oktober 1962 zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes beschlos- 
sen hat, wie folgt Stellung: 

1. Nach dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
soll unter den Vorschriften, die bereits vom Er- 
hebungszeitraum 1949 an gelten sollen, auch § 24 
Abs. 3 Ziff. 2 GewStG aufgeführt werden. Dadurch 
soll offenbar sicliergesteilt werden, daß auch von 
den Beträgen Lohnsummensteuer erhoben werden 
kann, die bisher nach § 24 Abs. 3 Ziff. 2 GewStG 
nicht der Lohnsummensteuer unterworfen waren, 
weil sie bei Ermittlung des Gewerbeertrags nach § 8 
Ziff. 3 bis 6 GewStG in der früheren, teilweise für 
nichtig erklärten Fassung hinzuzurechnen waren 
(z. B. Beschäftigungsvergütungen an den Ehegatten 
des Unternehmers und Beschaftigungsvergütungen 
an wesentlich beteiligte Gesellschafter von Kapital- 
gesellschaften). Gegen den Änderungsvorschlag be- 
stehen verfassungsrechtliche Bedenken, weil er , 
unter bestimmten Voraussetzungen zu einer rück- | 
wirkenden Erhöhung der Besteuerung führt. 

Nach § 8 Ziff. 3 bis 6 GewStG in der früheren, teil- ; 
weise für nichtig erklärten Fassung waren u. a. be- ; 
stimmte Gehälter und sonstige Beschäftigungsver- : 
gütungen dem Gewinn aus Gewerbebetrieb hinzu- 
zurechnen und unterlagen deshalb der Gewerbe- ^ 
Steuer nach dem Gewerbeertrag. Die danach dem i 
Gewinn hinzuzurechnenden Beträge waren nach § 24 
Abs. 3 Ziff. 2 GewStG in der bisher geltenden Fas- 
sung der Lohnsummensteuer nicht unterworfen. § 24 
Abs. 3 Ziff. 2 GewStG in der Fassung des Entwurfs 
schränkt die bisherige Vorschrift dadurch ein, daß 
nur die nach § 8 Ziff. 4 GewStG dem Gewinn hinzu- 
zurechnenden Beträge nicht der Lohnsummensteuer 
unterliegen. Wird diese Einschränkung, die nach 
Artikel 1 Ziff. 7 des Entwurfs (§ 36 Abs. 1 Ziff. 2 
GewStG) erstmals für nach dem 31. Dezember 1961 
gezahlte Lohnsummen gelten soll, entsprechend dem 
Änderungsvorschlag des Bundesrates rückwirkend 
vom Jahre 1949 an angewendet, so hat das zur 
Folge, daß Gehälter und sonstige Beschäftigungs- 
vergütungen im Sinne des § 8 Ziff. 3, 5 und 6 
GewStG in der früheren Fassung, obwohl sie bei der 
Ermittlung des Gewerbeertrags hinzugerechnet wor- 
den sind, nunmehr auch der Lohnsummensteuer 
unterworfen werden, wenn die Festsetzung der 
Lohnsummensteuer noch nicht rechtskräftig ist. 

Fälle, in denen die Lohnsummensteuer für vergan- 
gene Jahre noch nicht rechtskräftig ist, sind zwar 
sehr selten. Die sich nach den Erklärungen des 
Steuerschuldners über die Berechnungsgrundlagen 
ergebenden und gezahlten Lohnsummenstcuer- 
beträge erwachsen ohne besondere Festsetzung in i 


Rechtskraft, es sei denn, daß ein Antrag auf Fest- 
setzung des Steuermeßbetrags nach der Lohnsumme 
gestellt wird. Dieser Antrag muß nach § 27 Abs. 2 
Satz 1 GewStG innerhalb der ersten sechs Monate 
nach Ablauf des Rechnungsjahres gestellt werden. 
Nach § 27 Abs. 2 Satz 2 GewStG ist der Steuermeß- 
betrag auf Antrag der Gemeinde auch nach Ablauf 
dieser Frist festzusetzen, wenn festgestellt wird, 
daß der Steuerschuldner die Erklärungen über die 
Berechnungsgrundlagen vorsätzlich oder fahrlässig 
nicht oder nicht richtig bei der zuständigen Ge- 
meindebehörde abgegeben hat. Danach würden von 
einer rückwirkenden Anwendung der Vorschrift des 
§ 24 Abs. 3 Ziff. 2 GewStG in der Fassung des Ent- 
wurfs nur Fälle betroffen werden, in denen vom 
Steuerschuldner oder der Gemeinde gestellte An- 
träge auf Festsetzung des Steuermeßbetrags nach 
der Lohnsumme noch nicht rechtskräftig entschieden 
sind oder in denen der Steuerschuldner die Er- 
klärungen über die Berechnungsgrundlagen nicht 
oder nicht richtig abgegeben hat. Diese Rückwirkung 
wäre verfassungsrechtlich bedenklich. 

Beispiel 

Der Antrag auf Festsetzung des Steuermeßbetrags 
nach der Lohnsumme für das Rechnungsjahr 1960 
ist noch nicht rechtskräftig entschieden. Der Ge- 
werbesteuermeßbescheid über die Gewerbesteuer 
nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital 
für den Erhebungszeitraum 1960 ist dagegen 
rechtskräftig. In diesem Bescheid sind bei der 
Ermittlung des Gewerbeertrags Vergütungen für 
die Beschäftigung des wesentlich Beteiligten nach 
§ 8 Ziff. 6 GewStG hinzugerechnet worden. 

Die nach dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 
eintretenden Wirkungen sind allerdings auch nach 
der Fassung der Regierungsvorlage nicht völlig aus- 
geschlossen. Das liegt daran, daß § 24 Abs. 3 Ziff. 2 
GewStG die Ausscheidung der dort bezeichneten 
Beschäftigungsvergütungen aus der Lohnsumme 
allein davon abhängig macht, daß sie bei Ermittlung 
des Gewerbeertrags „hinzuzurechnen“ sind. Es kann 
deshalb bei reiner Wortinterpretation die Auslegung 
nicht ausgeschlossen werden, daß auch ohne eine 
Vorschrift über die Rückwirkung der neuen Fassung 
des § 24 Abs. 3 Ziff. 2 GewStG die bezeichneten Be- 
schäftigungsvergütungen rückwirkend zur Lohn- 
summe gehören, weil sie nach dem Entwurf vom 
Erhebungszeitraum 1949 an nicht mehr bei Ermitt- 
lung des Gewerbeertrags hinzuzurechnen sind. Diese 
Auslegung kann nur dadurch ausgeschlossen wer- 
den, daß eine besondere Ubergangsvorschrift ge- 
schaffen wird, nach der bei der Lohnsummensteuer 
für die Rechnungsjahre 1949 bis 1961 Beschäfti- 
gungsvergütungen. im Sinn des § 8 Ziff. 3 bis 6 
GewStG in den jeweils angewendeten Fassungen 
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nicht zur Lohnsumme gehören, soweit sie bei der 
Ermittlung des Gewerbeertrags hinzugerechnet wor- 
den sind. Die Bundesregierung wird darauf hin- 
wirken, daß bei der weiteren Behandlung des Ent- 
wurfs eine entsprechende Vorschrift in den Entwurf 
aufgenommen wird. 

2. Nach der Regierungsvorlage soll Artikel 1 Ziff. 1 
Buchstabe c, d. h. die Streichung der Vorschriften des 
§ 8 Ziff. 5 und 6 GewStG, bereits vom Erhebungs- 
zeitraum 1949 an wirksam sein. Das ist auch der 
Inhalt der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung. 
Der Änderungsvorschlag des Bundesrates hat des- 
halb nur redaktionelle Bedeutung. Es bestehen je- 
doch dagegen insoweit Bedenken, als es darin heißt. 


daß § 8 Ziff. 5 und 6 sowie § 31 Ziff. 3 des Gewerbe- 
steuergesetzes in der Fassung vom 13. September 
1961 — GewStG 1961 — vom Erhebungszeitraum 
1949 an nicht mehr anzuwenden sind. Das Gewerbe- 
steuergesetz in der Fassung vom Jahre 1961 ist aber 
ohnehin nicht für das Jahr 1949 und die folgenden 
Jahre anwendbar. Wenn es nicht bei der Fassung 
des Regierungsentwurfs bleiben soll, könnte im 
Verlauf des weiteren Gesetzgebungsverfahrens die 
folgende Fassung eingefügt werden: 

„§ 8 Ziff. 5 und 6 und § 31 Ziff. 3 des Gewerbesteuer- 
gesetzes in den jeweils angewendeten Fassungen 
sind vom Erhebungszeitraum 1949 an nicht mehr an- 
zuwenden.“ 
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